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Betreff: 

 

Anonymisierter Tätigkeitsbericht (Zeitraum: 01.07.2024–30.06.2025) der 

vom Senat bestellten Ombudspersonen im zentralen Ombudsverfahren 

und ein Blick auf 10 Jahre dieses Verfahrens 

Anlage: Tabellarische Fallübersicht 

 

Einleitung 

Die Rahmenpromotionsordnung (RPO) der Universität Freiburg, die am 01.04.2015 in Kraft getreten ist, 

sieht die Einsetzung von zwei Ombudspersonen aus dem Kreis der entpflichteten beziehungsweise im 

Ruhestand befindlichen Professor:innen sowie einer Stellvertreterin und eines Stellvertreters vor; die 

Ombudspersonen sollen unterschiedlichen Geschlechts sein und nicht aus derselben Fakultät kommen 

(§ 22 Absatz 1). Sie sind gemäß § 22 Absatz 2 Satz 1 RPO Ansprechpersonen für alle Promovierenden 

der Universität Freiburg sowie für deren Betreuende bei allen Konflikten, die sich aus dem Betreuungs-

verhältnis und der Arbeit an der Dissertation ergeben. Der Senat hat in seiner Sitzung vom 27.11.2024 

folgende Ombudspersonen für eine dreijährige Amtszeit ab dem 01.12.2024 bestellt: 

 Prof. Dr. Juliane Besters-Dilger (Philologische Fakultät), Stellvertreterin: Prof. Dr. Petra Gieß-

Stüber (Wirtschafts- und Verhaltenswissenschaftliche Fakultät), sowie 

 Prof. Dr. Hans Spada (Wirtschafts- und Verhaltenswissenschaftliche Fakultät), Stellvertreter: Prof. 

Dr. Hans-Joachim Gehrke (Philosophische Fakultät). 

Seit Beginn des zentralen Ombudsverfahrens waren als Ombudspersonen und deren Stellvertreter:in-

nen außerdem tätig: Prof. Dr. Karin Nehlsen-von Stryk (Rechtswissenschaftliche Fakultät), Prof. Dr. 

Ursula Köbl (Rechtswissenschaftliche Fakultät), Prof. Dr. Irmgard Merfort (Fakultät für Chemie und 

Pharmazie), Prof. Dr. Eberhard Schäfer (Fakultät für Biologie) und Prof. Dr. Ernst Eberlein (Fakultät für 

Mathematik und Physik). 

Gemäß § 22 Absatz 3 RPO wird die Durchführung des zentralen Ombudsverfahrens in einer eigenen 

Satzung geregelt, welche der Senat in seiner Sitzung vom 29.07.2015 beschlossen hat. Die Satzung 

regelt die Einrichtung einer Geschäftsstelle zur Unterstützung der Ombudspersonen sowie die Bestim-

mung der Mitarbeitenden der Geschäftsstelle durch das Rektorat (§ 1 Absatz 1 und 2). Die Geschäfts-

stelle wurde beim Freiburg Graduate Centre (GraCe, vormals Internationale Graduiertenakademie) ein-

gerichtet. Dr. Tina Lampe und Dr. David Willmes wurden vom Rektorat zusätzlich zu ihren bisherigen 

Aufgaben als Mitarbeitende der Geschäftsstelle bestellt, da sie langjährige Erfahrung in der Konfliktbe-

ratung von Promovierenden besitzen und eine Mediationsausbildung absolviert haben. Herr Dr. Willmes 

koordiniert das zentrale Ombudsverfahren. 

Der vorliegende anonymisierte Bericht ist gemäß § 4 der Satzung zur Durchführung des zentralen Om-

budsverfahrens für das Rektorat und den Senat der Universität Freiburg erstellt worden. Er enthält eine 

tabellarische Übersicht zu den Fällen des Berichtszeitraums 01.07.2024–30.06.2025 in der Anlage. Ei-

nen ersten Entwurf des Berichts hat Herr Dr. Willmes nach einer gemeinsamen Sitzung der Ombuds-

personen, deren Stellvertreter:innen und Frau Dr. Lampe verfasst. Die Endfassung verantworten nach 

Rücksprache mit den Stellvertreter:innen Frau Prof. Dr. Gieß-Stüber und Herrn Prof. Dr. Gehrke die 

Ombudspersonen Frau Prof. Dr. Besters-Dilger und Herr Prof. Dr. Spada. 
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Problembearbeitung und weitere Tätigkeiten in diesem Berichtsjahr 

Promovierende der Universität Freiburg sowie deren Betreuende wenden sich in der Regel zuerst an 

die Geschäftsstelle, können aber auch direkt eine Ombudsperson kontaktieren (§ 2 Absatz 2 Satzung 

zur Durchführung des zentralen Ombudsverfahrens). Damit soll die Hemmschwelle, Hilfe frühzeitig in 

Anspruch zu nehmen, möglichst niedrig gehalten werden. Im Berichtsjahr liefen der Erstkontakt und die 

Bearbeitung der Fälle wieder häufig über die Mitarbeitenden der Geschäftsstelle; in vier der insgesamt 

zwölf Fälle waren Ombudspersonen tätig. Von den ratsuchenden Promovierenden wird leider häufig 

kein Einbezug einer Ombudsperson und aus Sorge vor negativen Folgen kein Kontakt mit den Be-

treuer:innen gewünscht. Die Bearbeitung der Probleme kann in diesen Fällen nur im Austausch der 

Geschäftsstelle mit den Promovierenden erfolgen. Es besteht die Gefahr, dass ihre Ursachen – soweit 

sie bei den Betreuenden liegen – bestehen bleiben. Die Probleme werden mit den Promovierenden 

besprochen und analysiert; Lösungsoptionen werden gemeinsam erarbeitet. Um sie zu ermutigen, 

selbst aussichtsreiche Gespräche mit ihren Betreuer:innen zu führen, kommen zur Verbesserung der 

Kommunikationskompetenz und zur Reduktion von Angst und Selbstzweifel auch Coaching-Techniken 

wie etwa Achtsamkeitsübungen und Rollenspiele zum Einsatz. Auch mit Betreuenden, die Unterstüt-

zung im Rahmen des zentralen Ombudsverfahrens suchen, werden klärende Gespräche vorbereitet. 

Ombudspersonen werden hinzugezogen, wenn Ratsuchende damit einverstanden sind. Zumeist be-

sprechen die Ombudspersonen die Probleme zuerst getrennt mit den Doktorand:innen und Betreuer:in-

nen, um die Sicht beider Seiten auf das Problem zu erfahren und zielführend beraten zu können. Oft 

folgt ein gemeinsames Gespräch, um eine für beide Seiten tragfähige Lösung zu finden. Es gab im 

Berichtszeitraum aber auch einen Fall, in dem das erste Gespräch auf Wunsch der Ratsuchenden be-

reits mit beiden Betroffenen stattfand. 

Falls erforderlich wenden sich Ombudspersonen und Mitarbeitende der Geschäftsstelle unter Einhal-

tung der Anonymität an die für Promotionsverfahren Verantwortlichen einer Fakultät, um häufig an sie 

herangetragene Probleme vermeiden zu helfen. So fand im Berichtsjahr etwa ein Gespräch mit dem 

Dekan der Medizinischen Fakultät, Prof. Dr. Lutz Hein, dem Vorsitzenden des Promotionsausschusses 

Prof. Dr. Torsten Loop und der Fachbereichsleitung Gremien/Berufungen/Akademische Angelegenhei-

ten Bettina Abels statt, in welchem dezentrale Möglichkeiten zur Konfliktprävention und -lösung bespro-

chen wurden. 

Um neuen Promovierenden der Universität Freiburg das zentrale Ombudsverfahren bekannt zu ma-

chen, wurde es von Herrn Dr. Willmes beim Welcome Event Doc On! vorgestellt, das am 18.11.2024 

per Videokonferenz und am 27.05.2025 in Präsenz stattfand. Organisiert und durchgeführt wurden die 

Willkommensveranstaltungen zusammen mit den Senatsmitgliedern der Gruppe Promovierende sowie 

dem Gemeinsamen Arbeitsausschuss der Doktorand:innenkonvente. Neben dem zentralen Ombuds-

verfahren wurden dort weitere Angebote für Promovierende präsentiert, rechtliche Rahmenbedingun-

gen des Promotionsprozesses erläutert sowie über die Arbeit der gewählten Repräsentant:innen be-

richtet und ein Austausch mit ihnen ermöglicht. Um die Sichtbarkeit der Services von GraCe für Promo-

vierende weiter zu erhöhen, wurden – und werden – sukzessiv alle Promovierenden der Universität 

Freiburg per E-Mail auf die Beratungsangebote und das zentrale Ombudsverfahren hingewiesen. Er-

gebnisse der ersten universitätsweiten Umfrage zu den Arbeits- und Betreuungsbedingungen von Pro-

movierenden (und Postdocs) wurden uns in einer Sitzung von Hanna Mahler vorgestellt. Wir kommen 

darauf weiter unten zurück. 

 

Fallübersicht zum Berichtsjahr 

In diesem Berichtsjahr haben insgesamt nur zwölf Personen das zentrale Ombudsverfahren erstmalig 

in Anspruch genommen, darunter zehn Doktorandinnen und zwei Betreuerinnen. Insgesamt haben sich 

elf Personen zuerst an die Geschäftsstelle gewandt, eine kontaktierte direkt eine Ombudsperson. In drei 
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Fällen wurde nach ersten Beratungsgesprächen mit den Mitarbeitenden der Geschäftsstelle eine Om-

budsperson hinzugezogen. Die Fallzahlen verteilen sich wie folgt auf die Fakultäten: 

 Fakultät für Chemie und Pharmazie: 3 

 Fakultät für Biologie: 3 

 Fakultät für Umwelt und Natürliche Ressourcen: 2 

 Wirtschafts- und Verhaltenswissenschaftliche Fakultät, Philosophische Fakultät, Fakultät für Ma-

thematik und Physik sowie Technische Fakultät: jeweils 1 

 Theologische Fakultät, Rechtswissenschaftliche Fakultät, Medizinische Fakultät sowie Philologi-

sche Fakultät: jeweils 0 

 

Ein Jahrzehnt zentrales Ombudsverfahren: Beobachtungen und Entwicklungen 

Statt einer Fokussierung auf die wenigen Fälle dieses Berichtsjahres werden im Folgenden wesentliche 

Beobachtungen in den Vordergrund gerückt, die im Rahmen des nunmehr zehnjährigen Bestehens des 

zentralen Ombudsverfahrens gemacht wurden. Damit verbunden ist das Anliegen, alle im Promotions-

bereich Verantwortlichen für problematische Entwicklungen zu sensibilisieren, um Verbesserungspo-

tenziale auszuloten – und die Rahmenbedingungen für Promovierende sowie deren Betreuende ent-

sprechend weiterentwickeln zu können. 

 

Verlauf der Fallzahlen in den letzten 10 Jahren 

Wir sehen in den zehn Jahren einen stetigen Anstieg der Anzahl der Fälle (von acht im Berichtsjahr 

2015/2016) bis in das vorige Berichtsjahr (mit 22 Fällen) und einen Abfall in diesem Jahr. Selbstver-

ständlich sind gewisse Schwankungen zu erwarten. Der rasche Anstieg und der deutliche Abfall verlan-

gen aber nach einer Interpretation. 

Zentral für den Anstieg dürfte die zunehmende Bekanntheit des zentralen Ombudsverfahrens sein, un-

terstützt durch jährliche Berichte im Senat, Aktivitäten der Geschäftsstelle, des Graduate Centres und 

der Promovierendenvertretungen auf Fakultätsebene, im Senat oder im Rahmen des Gemeinsamen 

Arbeitsausschusses der Doktorand:innenkonvente. Unsere Erfahrungen mit den behandelten Fällen 

des Jahrzehnts sollen anhand folgender Fallcluster verdeutlicht werden. 

 

Fallcluster wichtiger Probleme, teilweise mit zunehmender Bedeutung 

 Psychische Probleme und Erkrankungen von Promovierenden: 

Besorgniserregend ist, dass die mentale Gesundheit und psychische Erkrankungen von Promovie-

renden in vielen Fällen eine Rolle gespielt haben. Vorerkrankungen sowie aktuell auftretende psy-

chische Belastungen machen Promovierende besonders verletzlich bei einer unangemessenen 

Betreuung. Auch die Promovierendenbefragung hat ergeben, dass 22,6 Prozent der Promovieren-

den an der Universität Freiburg eine depressive Symptomatik berichten. Das sind circa doppelt so 

viele Personen wie in der deutschen Gesamtbevölkerung (andere bundesweite Befragungen von 

Promovierende zeigen ähnliche Ergebnisse). Für Betreuer:innen kann das eine große Herausfor-

derung darstellen. Nicht selten bedürfen sie selbst des Rates und der Unterstützung. Denn ihr 

Verhalten kann leicht zu Kränkungen führen sowie Selbstzweifel und Unsicherheiten bei den Pro-

movierenden weiter verstärken. 
 

 Vulnerable Gruppe der internationalen Promovierenden: 

Aus anderen Gründen gehören internationale Promovierende zu einer vulnerablen Gruppe – vor 

allem diejenigen, die von außerhalb der EU kommen. Die Folgen eines Promotionsabbruchs wirken 

sich bei ihnen besonders gravierend aus. So ist häufig ihr Visum an den Arbeitsvertrag oder an ein 
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Stipendium geknüpft. Das Visum endet in der Regel mit dem letzten Tag des Vertrags bzw. Stipen-

diums, abschließende Arbeiten an der Datenauswertung oder Textformulierung sind nicht mehr 

möglich. Eine Rückkehr ohne erfolgreichen Abschluss kann, kulturell verstärkt, mit dem Gefühl des 

Scheiterns verbunden sein, insbesondere mit der Vorstellung, Familie und Freunde zu enttäu-

schen. Auch können finanzielle Notlagen entstehen. Diese Schwierigkeiten verschärfen Angst und 

Unsicherheit, die bei Promovierenden aus dem Ausland ohnehin größer sind, weil sie mit dem 

deutschen Hochschulsystem nicht so vertraut sind. Die Auswahl und Aufnahme von internationalen 

Absolvent:innen sind mit großer Verantwortung verbunden. Es sind nicht primär Arbeitskräfte, son-

dern Menschen, die mit dem Ziel einer Promotion und anschließenden Arbeitsaufnahme nach 

Deutschland kommen. Die sorgfältige Prüfung der Qualifikation ist für alle Seiten entscheidend, um 

spätere Schwierigkeiten, ja Dramen zu vermeiden. 
 

 Aufgefallen sind uns in all den Jahren Fälle, in denen Betreuer:innen oder von diesen mit der Be-

treuung beauftragte Postdocs ihren eigenen Leistungsdruck an Promovierende in unangemesse-

ner Weise weitergeben. Das betrifft zum Beispiel die Erwartung, Mehrarbeit – auch an Wochenen-

den – zu leisten sowie die Dissertation in der Freizeit zu schreiben, um möglichst viel Output (wie 

etwa publikationsrelevante Daten) zu erhalten. Da Promovierende ohnehin einem starken Abhän-

gigkeitsverhältnis ausgesetzt sind, kann das Stressniveau steigen und ihre mentale Gesundheit 

beeinträchtigt werden. Die Promovierendenbefragung hat ergeben, dass hohe Arbeitsbelastung 

der Hauptgrund für Abbruchgedanken ist. Ferner wird die Entgrenzung der Arbeitszeit als Aspekt 

von Promovierenden genannt, der sie mental belastet. 
 

 Generell lässt sich aus der Begleitung einiger Konfliktfälle sagen, dass eine sorgfältigere Personal-

auswahl hilfreich gewesen wäre. Auch sollte die Probezeit dafür genutzt werden, ehrliches Feed-

back zur wissenschaftlichen Leistung zu geben und Unzufriedenheit mit dieser frühzeitig mitzutei-

len. Eine Beendigung des Promotionsverhältnisses wegen zu geringer Qualifizierung nach jahre-

langer Zusammenarbeit ist unzumutbar. 
 

 Ein anderer Problembereich betrifft gravierende Verzögerungen bei Vorbegutachtung und Begut-

achtung der Dissertation. Oft trauen sich Promovierende aus Angst vor einer schlechten Benotung 

nicht, Gutachter:innen an Absprachen zu erinnern oder eine Ombudsperson einzuschalten, die mit 

diesen spricht. Sie werden dann monatelang mit verschobenen Terminen vertröstet und warten 

vergeblich auf Antworten. Unsere Erfahrung zeigt, dass nach Erinnerung an die Begutachtung 

durch eine Ombudsperson diese Aufgabe meist sehr schnell zur Zufriedenheit der Promovierenden 

erledigt wird. 
 

 Ein weiterer Problembereich betrifft die fehlende Unterstützung durch Betreuer:innen bei Konflik-

ten, die Promovierende mit anderen Personen aus der gleichen Arbeitseinheit (etwa andere Dok-

torand:innen, Postdocs oder technische Angestellte) haben. Bei solchen Fällen ist ein starker Ver-

trauensverlust im Betreuungsverhältnis festzustellen. 
 

 Häufig genannt wird auch unangemessene, harte, nicht wertschätzende Kritik gegenüber Promo-

vierenden. Bei allen Fällen dieses Fallclusters ist zu beobachten, dass die nicht wertschätzende 

Kritik bei den Promovierenden Angst, Unsicherheit und Selbstzweifel auslöst, wodurch die Arbeits-

motivation geschwächt wird, anstatt die Anstrengungsbereitschaft zu steigern. 

 

Häufung von Fällen in einzelnen Fakultäten, wie Biologie und Medizin: Ihre Ursachen und erfolgreiche 

Reduktion nach Beratungsgesprächen 

Einzelne der oben genannten Probleme treffen in besonderer Weise auf viele Dissertationen in diesen 

und einigen weiteren Fakultäten zu. Der Anteil internationaler Promovierender, auch aus dem außereu-

ropäischen Ausland, ist hoch. Dies ist erfreulich, kann aber zu den oben genannten Schwierigkeiten 

führen. Nicht selten handelt es sich um komplizierte Betreuungsverhältnisse mit einer eher formalen 
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Erstbetreuung und einer faktischen Betreuung durch eine Labor- oder Projektleitung ohne Promotions-

betreuungsrecht mit noch geringer Betreuungserfahrung. Auch stellt die experimentelle Laborarbeit in 

großen Projekten besondere Anforderungen. 

Gerade in diesen Fakultäten haben wir aber in Gesprächen mit den Promotionsverantwortlichen eine 

große Bereitschaft erlebt, bei der Lösung von Problemen mit uns zu kooperieren. So haben wir zum 

Beispiel bei Gesprächen mit Verantwortlichen der Fakultät für Biologie und der Medizinischen Fakultät 

ein großes Engagement sowohl bei der Suche nach spezifischen Lösungen für einzelne Konfliktfälle als 

auch struktureller Art, etwa im Rahmen von der Bereitstellung dezentraler Ansprechpersonen für Kon-

flikte, wahrgenommen. Wir begrüßen, dass auch andere Fakultäten mittlerweile eigene Vertrauensper-

sonen benannt haben. 

 

Reduktion der Fälle in diesem Berichtsjahr 

Auf verschiedenen Ebenen der Universität, wie Instituten, Promotionsprogrammen, den Fakultäten usw. 

gibt es zunehmend die Möglichkeit Rat einzuholen. Hinzu kommen positive Entwicklungen im Promoti-

onsbereich in der jüngsten Vergangenheit. (1) So trägt die Einrichtung des Freiburg Graduate Centre 

(GraCe) zu mehr Sichtbarkeit der Angebote für Promovierende bei. (2) Ein Beirat für das Promotions-

wesen wurde gegründet, um den Austausch zwischen den Fakultäten und Promotionsprogrammen zur 

Qualitätssicherung und -entwicklung im Promotionswesen zu fördern und die Rahmenbedingungen für 

Promovierende in den Fakultäten weiterzuentwickeln. (3) Zwei Vertrauenspersonen für Promovierende 

wurden an der Fakultät für Mathematik und Physik gewählt. (4) In Berufungsverfahren muss auch die 

Betreuungs- und Führungskompetenz abgefragt werden. Ein Katalog möglicher Fragen und ein Formu-

lar wurden zusammen mit Promovierenden entwickelt und im Jahr 2025 vom Senat verabschiedet. 

Bezogen auf unsere Tätigkeit im zentralen Ombudsverfahren hat sich vermutlich aufgrund dieser posi-

tiven Rahmenbedingungen und der deutlichen Verbesserung der Betreuungs- und Beratungsbedingun-

gen in zuvor mit hohen Fallzahlen belasteten Fakultäten ein abnehmender Bedarf für die zentrale Be-

ratung von Promovierenden und Betreuenden bei Konflikten gezeigt. Das legt die in diesem Berichtsjahr 

beobachtete Abnahme der Fallzahlen nach dem steilen Anstieg seit Einführung des zentralen Ombuds-

verfahrens nahe. Allerdings haben sich die diesjährigen Verfahren als besonders langwierig und kom-

plex erwiesen. 

 

Weitere Entwicklungen und Beobachtungen 

Es ist erfreulich, dass das zentrale Ombudsverfahren vermehrt von Betreuer:innen in Anspruch genom-

men wird. Manchmal mangelt es an Personalführungs- und Betreuungskompetenzen, die für die Be-

wältigung von Konflikten – auch innerhalb einer Arbeitseinheit –, gute Arbeitsbedingungen und das Wohl 

aller Mitarbeitenden wesentlich sind. Einen hohen Wert haben deshalb Personalentwicklungsmaßnah-

men wie beispielsweise Führungsfortbildungen für neuberufene Professor:innen und individuelle 

Coaching-Angebote, die die Universität Freiburg inzwischen auch für diese Gruppe mit hoher Personal-

verantwortung anbietet. 

Abschließend möchten wir auf zwei Grenzen des zentralen Ombudsverfahrens hinweisen. 

Erstens: Das Verfahren kann formal nur in Anspruch genommen werden von Promovierenden, die an 

ihrer Fakultät offiziell als Doktorand:innen angenommen sind. Leider ist dies manchmal nicht der Fall, 

obwohl irrtümlicherweise von einer offiziellen Annahme ausgegangen wird. Wir bitten daher auch alle 

Betreuer:innen, nach Zusage der Promotionsbetreuung auf die hochschulrechtliche Vorgabe des Stel-

lens eines Annahmeantrags hinzuweisen und hinzuwirken. 

Zweitens: Das zentrale Ombudsverfahren ist eine niederschwellige Möglichkeit, Konflikte im Betreu-

ungsverhältnis einvernehmlich zu lösen. Es basiert auf Vertraulichkeit, Transparenz und Fairness. In-
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formationen, die wir im Rahmen des zentralen Ombudsverfahrens erhalten, werden nur mit ausdrückli-

chem Einverständnis der Ratsuchenden weitergegeben, etwa um das Auftreten derselben Probleme in 

Zukunft zu vermeiden. Immer wieder haben wir erlebt, dass Promovierende in besonders problemati-

schen Betreuungssituationen erwarten, dass im Rahmen des zentralen Ombudsverfahrens Sanktionen 

verhängt werden können. Auch in der Promovierendenbefragung wird der Wunsch nach mehr Kontroll- 

und Sanktionsmöglichkeiten von Betreuenden angesprochen. Die Funktion des zentralen Ombudsver-

fahrens ist jedoch klar zu unterscheiden und zu trennen von einem förmlichen Verfahren mit möglichen 

disziplinarrechtlichen Konsequenzen. Wie in der Rahmenpromotionsordnung geregelt, fungieren die 

Ombudspersonen als eine unabhängige und unparteiische Beratungs- und Vermittlungsstelle (§ 22 Ab-

satz 2 Satz 2). Es geht darum, alle Parteien bei der Suche nach konstruktiven Lösungen zu unterstützen 

(gemäß § 2 Absatz 6 Satz 2 der Satzung zur Durchführung des zentralen Ombudsverfahrens). Das 

machen wir Ratsuchenden immer wieder deutlich, die sich dann manchmal für andere gangbare Wege, 

eine förmliche Beschwerde einzulegen, entscheiden. Wir begrüßen, dass aktuell ein Beschwerdever-

fahren im Rahmen von „protect – Schutz vor Diskriminierung und Machtmissbrauch“ an der Universität 

Freiburg erarbeitet und mit den Universitätsgremien abgestimmt wird. 

 

Abschließende Bemerkungen 

Wie in den Jahren zuvor möchten wir festhalten, dass, soweit uns bekannt und in der Promovierenden-

befragung bestätigt, in der ganz überwiegenden Mehrzahl der Fälle die Betreuung der Promovierenden 

an der Universität Freiburg sehr positiv verläuft. 

Sehr erfreulich ist der Rückgang der Fallzahlen im zentralen Ombudsverfahren, da er mit hoher Wahr-

scheinlichkeit auf eine laufende Verbesserung der Rahmenbedingen zurückzuführen ist, wie wir in un-

serem Bericht dargestellt haben. 

Die Zusammenarbeit der Ombudspersonen untereinander und mit der Geschäftsstelle wurde auch im 

Zeitraum dieses Tätigkeitsberichts mit vier gemeinsamen Sitzungen, Telefongesprächen und intensi-

vem E-Mail-Austausch weitergeführt und verlief ausgesprochen positiv. Wir danken den Mitarbeitenden 

der Geschäftsstelle für ihre erfolgreiche Arbeit für die Promovierenden, aber auch vielen Personen in 

der zentralen Verwaltung und in den Fakultäten, die unsere Arbeit unterstützt haben und ein offenes 

Ohr für Maßnahmen zur Verbesserung der Betreuungskultur hatten. 

Wie die Fallübersicht in der Anlage zeigt, konnten wir oft helfen, die Probleme zu verringern und eine 

positive Fortsetzung der Arbeit an der Dissertation ermöglichen. Es gab aber leider auch einzelne Fälle, 

in denen die Promovierenden zum Schluss kamen, die Arbeit an der Dissertation unter den gegebenen 

Bedingungen nicht fortzuführen. 

 

 

Prof. Dr. Juliane Besters-Dilger (Ombudsperson) 
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Prof. Dr. Hans-Joachim Gehrke (Stellvertreter) 


